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Protokoll der Sitzung des Bundesrates vom 15. September 19251 

1903. Deutsch-schweizerisches Protokoll über die Einfuhrbeschränkungen

Volkswirtschaftsdepartement. Antrag vom 9. September 1925

Mit Note vom 16.Juli dieses Jahres2 teilte die deutsche Gesandtschaft in Bern 
mit, dass sich voraussichtlich Deutschland aus handelspolitischen Rücksichten 
genötigt sehe, über den 30. September ds.Js. hinaus noch für einige Zeit Einfuhr­
verbote für eine ganz beschränkte Anzahl von Waren aufrecht zu erhalten. Es 
werde diese Verbote auch gegenüber der Schweiz nicht aufheben können, da in 
diesem Falle andere Staaten auf Grund der Meistbegünstigungsklausel darauf 
Anspruch erheben könnten, dass diese Verbote ihnen gegenüber ebenfalls aufge­
hoben würden. Angesichts dieser Sachlage ermächtigte der Bundesrat das Volks­
wirtschaftsdepartement, der deutschen Gesandtschaft zu antworten, dass die 
Schweiz bereit sei, Vorschläge der deutschen Regierung über die formelle Auf­
rechterhaltung einiger, namentlich der im Memorandum der deutschen Gesandt­
schaft bezeichneten Einfuhrbeschränkungen über den 30. September hinaus in Er­
wägung zu ziehen. Dabei müsse sich jedoch die Schweiz selbstverständlich Vorbe­
halten, auch ihrerseits eine Anzahl Einfuhrbeschränkungen über das bezeichnete 
Datum hinaus weiterbestehen zu lassen. In Frage kommen vor allem einzelne 
Holz-, Papier- und Eisen-Positionen. Aus eingehenden mündlichen und schriftli­
chen Begründungen einzelner Branchen der genannten Warengruppen ergab sich, 
dass in der Tat für wenige Positionen die Ausserkraftsetzung des noch bestehen­
den Einfuhrschutzes auf Anfang des Winters nicht ohne schwerwiegende Beden­
ken vorgenommen werden könnte. Im Einverständnis mit dem Bundesrat schlug 
daher das Volkswirtschaftsdepartement der deutschen Regierung vor, dass über 
die Modalitäten des gegenseitigen Weiterbestehens einiger Einfuhrbeschränkun­
gen Ende August Besprechungen stattfmden sollen.

Diese Besprechungen haben vom 5.-8. ds.Mts. in Bern stattgefunden. Sie wur­
den schweizerischerseits von Herrn Direktor Stucki und Dr. Wetter, dem jetzigen 
und früheren Chef der Handelsabteilung, deutscherseits von Herrn Windel, Vor­
tragender Legationsrat im Auswärtigen Amt, und von Hrn. Geheimrat Hage­
mann, vom Reichswirtschaftsministerium, geführt. Das Resultat wurde in einem 
Zusatzprotokoll vom 8. September zum schweizerisch-deutschen Protokoll über 
die Einfuhrbeschränkungen vom 17. November 19243 niedergelegt.

Art. 1 der neuen Vereinbarung bestimmt, dass als Zeitpunkt für die Aufhebung

1. A bwesend: M otta.
2. Vgl. N r.69, A nm .3. Es handelt sich um das Memorandum der deutschen Gesandtschaft vom 
16. 7.1925.
3. AS 1925, N F 41, S.638f.
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der Einfuhrbeschränkungen statt des 30. September der 31. Dezember 1925 gilt. 
Art. 2 und 3 enthalten diejenigen Positionen des deutschen und schweizerischen 
Zolltarifs, die noch nach dem 30. September, längstens aber bis Ende dieses 
Jahres, den Einfuhrbeschränkungen unterstehen.

Was die deutsche Liste anbelangt, figurieren auf derselben nur 3 Positionen, für 
die die Schweiz ein eigentliches Exportinteresse hat: Zement, Rohaluminium und 
Morphium, Kodein und deren Verbindungen. Für die beiden ersten Waren beste­
hen zwischen den beidseitigen Interessenten private Vereinbarungen, so dass für 
sie also die Frage der Einfuhrbeschränkung keine nennenswerte Rolle spielt. Für 
die dritte Warengruppe der deutschen Pos. 3 804 hofft das Volkswirtschaftsdepar­
tement, dass es möglich ist, dass Deutschland auf die Aufrechterhaltung der Be­
schränkung nachträglich noch verzichten wird. Für diesen Fall würde die 
Schweiz ihrerseits die Position 306e (Papiere und Kartons, mit gepressten und ge­
prägten Dessins) aus ihrer Liste streichen. Ob die Position 380 deutscherseits fal­
len gelassen wird, hat für uns übrigens keine allzu praktische Bedeutung, indem 
schon bisher alle schweizerischen Einfuhrgesuche bewilligt werden mussten und 
nach dem neuen Abkommen die in den Listen aufgeführten Waren nicht ungün­
stiger behandelt werden dürfen als bisher.

Wenn somit durch die deutsche Liste eine eigentliche Behinderung unseres 
Exportes nach Deutschland nicht zu erwarten sein dürfte, ist es dem Volkswirt­
schaftsdepartement umgekehrt gelungen, schweizerischerseits für einige wenige 
Positionen der Holz-, Papier- und der Eisenbranche den bisherigen Einfuhrschutz 
noch etwas zu verlängern. Für die ersten 6 Positionen der schweizerischen Liste5 
spielen neben der prekären Lage der in Frage stehenden schweizerischen Produk­
tionszweige auch noch handelspolitische Momente eine wichtige Rolle. Es trifft 
dies vor allem gegenüber Österreich für die Holz- und Papierposition zu, während 
die beiden Eisenpositionen gegenüber Frankreich von Bedeutung sein können. 
Gerade bei diesen beiden Waren (Rundeisen und Fassoneisen) haben auch die 
Verbraucher des Vereins schweizerischer Maschinenindustrieller die Notwendig­
keit eines noch etwas verlängerten Einfuhrschutzes anerkannt. Ferner ist die Lage 
derjenigen Wirtschaftszweige, die die Telephon- und Telegraphenapparate, Heil­
sera und Impfstoffe und Zündhölzer produzieren, noch derart, dass eine Aufrecht­
erhaltung der Einfuhrbeschränkung bis Ende des Jahres als gerechtfertigt er­
scheint. Dazu kommt, dass die meisten Staaten für Heilsera und Impfstoffe aus 
sanitarischen Gründen besondere Einfuhrbestimmungen erlassen haben.

Art. 4 nimmt Bezug auf Art. 3 des ursprünglichen Abkommens vom 17. No­
vember 1924, der folgendermassen lautet: «Zollerhöhungen des einen Teiles, die 
nach der Unterzeichung dieses Protokolls erlassen werden und die geeignet sind, 
dem ändern Teil gegenüber einfuhrhindernd zu wirken, sind auf dessen Wunsch 
zum Gegenstand von Besprechungen zu machen. Kann dabei eine Einigung über die 
Zollerhöhungen nicht erzielt werden, so ist der andere Teil unter Beobachtung einer 
einmonatigen Kündigungsfrist zum Rücktritt von dieser Vereinbarung befugt.»

4 . M orphium - und Kodeinverbindungen.
5. Rohholz, H olz- und Eisenverarbeitungen und Papier.
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Da bekanntlich Deutschland durch die kleine Zollvorlage, die für einzelne 
landwirtschaftliche Zölle bereits am 1. September und für die übrigen Positionen 
am 1. Oktober 1925 in Kraft tritt, für eine Reihe den schweizerischen Export in­
teressierende Warengruppen teilweise sehr beträchtliche Zollerhöhungen vorge­
nommen hat, erschienen die Voraussetzungen für Besprechungen erfüllt. Diesel­
ben sollen Ende September wiederum in Bern stattfinden und vorerst bezwecken, 
einen modus vivendi zu finden, der geeignet wäre, den wichtigsten speziellen 
schweizerischen Exportartikeln provisorisch gewisse Erleichterungen in der Wei­
se zu gewähren, dass für die fraglichen deutschen Zollpositionen, vorgängig den 
eigentlichen Handelsvertragsunterhandlungen, angemessene Zollreduktionen zu­
gestanden werden6.

Schliesslich unterbreitet das Volkswirtschaftsdepartement dem Bundesrat noch 
zwei Schreiben der beiden Delegationsführer7, worin gegenseitig diejenigen Zoll­
positionen genannt werden, für welche sich die beiden Regierungen Vorbehalten 
müssen, aus handelspolitischen Gründen nötigenfalls auch über den 31. Dezem­
ber 1925 hinaus bis auf weiteres Einfuhrbeschränken aufrecht zu halten. Ge­
genüber der deutschen Liste des Abkommens kommen Margarine etc., Zement, 
Vanillin und Zellhorn in Wegfall. Schweizerischerseits verbleiben nur noch dieje­
nigen 6 Positionen, die auch nach dem 31. Dezember, mit Rücksicht auf eventuel­
le Handelsvertragsunterhandlungen mit einzelnen Staaten, noch den Einfuhr­
beschränkungen zu unterliegen hätten.

Zusammenfassend kann das neue Zusatzabkommen, den gegenwärtigen wirt­
schaftlichen Verhältnissen entsprechend, als den Umständen angemessen bezeich­
net werden. Auf der einen Seite dürften fortan gegenüber dem schweizerischen 
Export nach Deutschland praktisch keine Einfuhrbeschränkungen mehr zur An­
wendung gelangen, indem für wichtige schweizerische Exportartikel, wie gewisse 
baumwollene Garne, Baumwoll- und Wollgewebe wie auch Schuhe, das Bewilli­
gungsverfahren in Wegfall kommt. Schweizerischerseits gewährt die neue Rege­
lung den wenigen noch besonders bedrohten Produktionszweigen eine kurze 
Übergangsfrist und ermöglicht, bei verschiedenen einfuhrbeschränkten Positio­
nen anlässlich bevorstehender Handelsvertragsunterhandlungen dieselben auf 
dem Kompensationswege abzubauen.

Endlich ist zu beachten, dass das Volkswirtschaftsdepartement entsprechend 
dem skizzierten Abbau der noch verbleibenden Einfuhrbeschränkungen, mit Wir­
kung vom 1. Oktober ds. Js. an, eine generelle Einfuhrbewilligung über alle Gren­
zen erteilen wird und zwar für alle Warengruppen, die auf der schweizerischen Li­
ste des neuen Zusatzprotokolls nicht mehr figurieren. Dadurch kommen bis auf 
10 ganze und 3 Teilpositionen sämtliche schweizerischen Einfuhrbeschränkungen 
vom 1. Oktober nächsthin an in Wegfall.

Antragsgemäss wird daher beschlossen:
1. Vom Berichte des Volkswirtschaftsdepartementes wird in zustimmendem 

Sinne Kenntnis genommen und dem Zusatzprotokoll vom 8. September 1925

6. Vgl. dazu Nr. 98. 
1. K I, Nr. 865.
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zum schweizerisch-deutschen Protokoll über die Einfuhrbeschränkungen vom 
17. November 1924 die Genehmigung erteilt;

2. die schweizer. Gesandtschaft in Berlin ist durch Vermittlung des Volkswirt- 
schaftsdepartementes anzuweisen, der deutschen Regierung die Genehmigung 
der Vereinbarung durch den Bundesrat zu notifizieren, in der Meinung, dass eine 
entsprechende Erklärung deutscherseits gleichzeitig abgegeben wird;

3. Das Volkswirtschaftsdepartement wird mit der Durchführung der im Zu­
satzprotokoll enthaltenen Abmachungen betraut. Es wird ferner seinerzeit eine 
Mitteilung an die Presse hierüber erlassen.

96
E 2001 (B) 8/32

Der Vorsteher des Politischen Departementes, G.Motta, 
an den Vorsteher des Finanz- und Zolldepartementes, J.-M.Musy

S  Genève, 16 septembre 1925
yjfeme Assemblée de la Société 
des Nations. Rapport N°2.
Questions économiques et financières.

Au cours de la séance plénière d’hier, M. Loucheur, délégué de la France, a 
déposé une résolution dont on a parlé, depuis quelques jours, dans les couloirs de 
l’Assemblée et qui tend à faire préparer et, le cas échéant, convoquer par le Con­
seil de la Société des Nations une Conférence économique internationale. Vous 
voudrez bien trouver, sous ce pli, le texte exact de cette résolution qui a été ren­
voyée à la IIe Commission de l’Assemblée et qui aura probablement pour effet de 
donner une ampleur plus grande que l’on ne pouvait supposer aux débats sur les 
questions économiques et financières1.

Il ne s’agirait, bien entendu, pas de la convocation immédiate d’une Conférence 
internationale pour l’examen des problèmes économiques. Dans la pensée de M. 
Loucheur, il conviendrait, tout d’abord, de constituer, sur de larges bases, un 
comité d’études qui préparerait le programme de la Conférence. La date de l’ou­
verture de celle-ci serait fixée ultérieurement, suivant les circonstances, par le 
Conseil de la Société.

Quant aux questions qui feraient l’objet des délibérations de la Conférence, M. 
Loucheur s’est réservé de faire des communications plus détaillées au sein de la 
IIe Commission de l’Assemblée. Le délégué français s’est borné, pour le moment, 
à déclarer que ce serait commettre une erreur que d’imaginer que la Conférence 
pût aboutir à de véritables conventions internationales. «Que la Conférence se 
contente», a-t-il dit, «d’énoncer un certain nombre de principes, de rechercher 
une méthode de coopération internationale pour les appliquer et aussi, point le

1. Vgl. SdN, Journal Officiel, Suppl. spéc. Nr. 33, S.80fï. Vgl. auch BB1 1925, III, S. 690.
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